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Herr Präsident, in der EU findet sich
kein zweites Staatenpaar, das so schlech-
te Beziehungen zueinander hat wie der-
zeit die Slowakei und Ungarn. Wer ist
schuld daran?

Die Slowaken hatten mehr als 1000
Jahre lang keinen eigenen Staat. Wir wur-
den entweder von anderen regiert oder
waren mit anderen in einem gemeinsa-
men Staat. Es gab Zeiten, in denen die
slowakische Sprache und unsere Schulen
verboten wurden, nicht einmal in den Kir-
chen durfte auf Slowakisch gepredigt wer-
den, und doch haben wir unsere Sprache
bewahrt, unsere Kultur, unseren Glau-
ben und unser Territorium. Wir sind
zwar ein junger Staat, aber auch eine der
ältesten Nationen auf diesem Gebiet. Es
ist uns gelungen, uns international als de-
mokratischer Staat zu etablieren, der der
EU und der Nato angehört und zu seinen
Verpflichtungen steht. Dieser Erfolg ist
auch eine Folge davon, dass die Tren-
nung von der Tschechischen Republik
mit Würde erfolgte. Möglich war dies,
weil wir keine gegenseitigen territorialen
Forderungen erhoben, wegen denen an-

derswo blutige Kriege geführt wurden. In
Ungarn aber mehren sich die Stimmen,
die eine Auflösung des Vertrages von
Trianon verlangen. Das sind territoriale
Ansprüche, die nicht nur die Slowakei,
sondern mehrere europäische Länder be-
treffen.

Diese Forderungen kommen nicht von
der Regierung, auch nicht von der Oppo-
sition, sondern von faschistischen Orga-
nisationen am Rande der Gesellschaft.

Ich weiß nicht, wie Sie das sehen,
wenn höchste Repräsentanten des ungari-
schen Staates behaupten, dass sie 15 Mil-
lionen Ungarn vertreten, nämlich alle
Ungarn auf der Welt. Das sagten nicht
nur der erste ungarische Ministerpräsi-
dent nach der Wende, József Antall, son-
dern auch Viktor Orbán. Und was halten
Sie davon, wenn der Vorsitzende des au-
ßenpolitischen Ausschusses im ungari-
schen Parlament, Zsolt Neméth, davon
spricht, dass Ungarn im Norden nicht an
die Slowakei grenze, sondern an Un-
garn? Das sind Signale, die einem zu den-
ken geben.

Zur Enthüllung des Denkmals für den
ungarischen König Stephan I. am 22.
August hatte der Bürgermeister von
Komárno nur den ungarischen Präsiden-
ten eingeladen, aber nicht den slowaki-
schen. Hätten Sie gemeinsam mit Präsi-
dent Sólyom an der Feier teilgenom-
men, wenn Sie dazu eingeladen worden
wären?

Es war nicht das erste Mal, dass Präsi-
dent Sólyom auf diese Weise vorging, er
war mehrmals in der Slowakei, angeblich
immer als Privatperson. Am 2. Oktober
2007 war er in Komárno wegen der Ent-
hüllung eines Denkmals für König Andre-
as II. Auch damals war der slowakische
Präsident nicht eingeladen worden, aber
zur Wahrung der guten Beziehungen hat-

te ich damals meinen Kanzler zu der Ver-
anstaltung entsandt. Er wurde dort nicht
einmal offiziell begrüßt. Seit ich in die-
sem Amt bin, bemühe ich mich um gute
Beziehungen. Einmal habe ich Präsident
Sólyom vorgeschlagen, gemeinsam Uni-
versitäten in beiden Ländern zu besu-
chen, um über die Zukunft der guten
Nachbarschaft zu reden. Lassen wir die
Geschichte beiseite, habe ich gesagt, da
werden wir uns nie völlig einig sein. Kurz
vor der Abfahrt sagte mir mein Protokoll-
chef, der ungarische Präsident wolle
mich am Hauptplatz von Štúrovo begrü-
ßen. Nun ist Štúrovo aber eine slowaki-
sche Stadt an der Grenze zu Ungarn. Ich
sagte, was, der ungarische Präsident will
mich auf slowakischem Gebiet als Gast
begrüßen? Das darf nicht wahr sein. Ich
bat den Protokollchef, ihm auszurichten,
er möge mich auf der anderen Seite der
Donau empfangen, in Esztergom. Damit
will ich nur eines sagen: Die Ungarn wol-
len nicht davon ablassen, dass das ihr Ge-
biet ist. Was er damals in Štúrovo veran-
stalten wollte, hat Sólyom jetzt in
Komárno gemacht: Er hat den ungari-

schen Nationalfeiertag auf dem Gebiet
der souveränen Slowakischen Republik
begangen. Noch dazu an dem Tag, an
dem 1968 die Truppen des Warschauer
Paktes, einschließlich Ungarns, die Tsche-
choslowakei besetzt haben. Wir haben
wirklich alles getan, um dies abzuwen-
den. Der Außenminister hat sich einge-
schaltet, der Ministerpräsident, der Parla-
mentspräsident und ich haben eine ge-
meinsame Erklärung abgegeben, noch
am Morgen habe ich den ungarischen
Botschafter zu mir eingeladen und ihn ge-
beten, die Teilnahme des ungarischen
Präsidenten an dieser Veranstaltung zu
überdenken. Ich habe ihm gesagt, dass
wir für den Staatspräsidenten, falls er
doch kommen sollte, Sorge tragen wer-
den, aber in Wirklichkeit sei dieser Be-
such eine Provokation. Präsident Sólyom
hat so etwas auch schon in Rumänien
und in Serbien gemacht. Rumänien hat
seinem Flugzeug die Landeerlaubnis ent-
zogen, seine Autokolonne wurde an der
Grenze angehalten und kontrolliert. Er
durfte auch nicht nach Serbien. Meiner
Meinung nach markiert Herr Sólyom den
großen Helden. Können Sie sich vorstel-
len, dass ein anderer Staatspräsident so
etwas macht? Ich kann mir das nicht vor-
stellen.

Liegt das nur an der Person des ungari-
schen Präsidenten? In Budapest und in
Pressburg gibt es zurzeit sozialdemokra-
tische (Koalitions-)Regierungen. Im
Mai wählen die Ungarn ein neues Parla-
ment, und man erwartet einen Regie-
rungswechsel. Dann wird es die Slowa-
kei nicht nur mit Präsident Sólyom zu
tun haben, sondern auch mit einem Mi-
nisterpräsidenten Orbán. Ist mit einer
weiteren Eskalation des Konfliktes zu
rechnen?

Beide Seiten müssen nach einer Lö-
sung suchen. Die Beziehungen sind zur-

zeit tatsächlich nicht gut. Prinzipiell sind
wir gegen die Internationalisierung die-
ses Problems. Ich bin überzeugt, wir müs-
sen es allein lösen. Wir heißen aber auch
die EU, die Vereinten Nationen und ande-
re Organisationen willkommen, einen
Beitrag zu leisten, nicht als Vorgabe, son-
dern um eine Vereinbarung zu erleich-
tern. Natürlich werden Exzesse auch da-
durch hervorgerufen, dass sich Parla-
mentswahlen nähern. Politiker haben
aber die Pflicht, sich verantwortlich zu
verhalten.

Meinen Sie, dass die slowakische Seite
völlig unschuldig ist an diesen Konflik-
ten mit Ungarn? Es hat ja auch sehr posi-
tive Phasen in den gegenseitigen Bezie-
hungen gegeben. Vor wenigen Jahren
gab es noch gemeinsame Sitzungen der
slowakischen und der ungarischen Re-
gierung. Zu einer deutlichen Verschlech-
terung kam es erst nach der Bildung ei-
ner slowakischen Regierung, an der die
Partei der ungarischen Minderheit
nicht mehr beteiligt ist, dafür die Slowa-
kische Nationalpartei, dessen Vorsitzen-
der für seine antiungarischen Ausfälle
berüchtigt ist.

Niemand ist erfreut über deftige Wor-
te, die dann wie heiße Kartoffeln von ei-
ner Seite auf die andere geschoben wer-
den. Ich kenne die südlichen Regionen
der Slowakei sehr gut, und wir haben im-
mer gesagt, dass die Beziehungen zwi-
schen den Bürgern dort ganz anders sind
als die zwischen den Politikern. Aber lei-
der verschlechtern auch sie sich infolge
politischer Äußerungen auf beiden Sei-
ten. Es stellt sich jedoch die Frage, wer
solche Äußerungen hervorruft. Ich bin
überzeugt davon, dass der Anstoß dazu
nicht von der Slowakei ausgegangen ist.
Von uns wurden nie territoriale Ansprü-
che erhoben. Es gab auch nie so heftige
Angriff wie jetzt von Ungarn wegen unse-
res Sprachgesetzes, das nicht nur der slo-
wakischen Verfassung, sondern auch den
europäischen Rechtsnormen entspricht.
Es hat wirklich niemand Verständnis da-
für, dass es nun zu einem europäischen
oder internationalen Problem gemacht
werden soll.

Wird die ungarische Minderheit in der
Slowakei von Budapest instrumental-
siert?

Die ungarische Politik kann natürlich
zu einer negativen Mobilisierung der
Minderheit führen. Im Fußballstadion
von Dunajska Streda gab es jetzt eine
Großkundgebung gegen das Sprachge-
setz, zu der die Teilnehmer mit Bussen
aus der ganzen Südslowakei sowie aus
Ungarn gebracht wurden. Dort fielen an-
tislowakische Äußerungen, Landkarten
mit Großungarn und ungarische Fahnen
wurden gezeigt, das alles auf slowaki-
schem Territorium. Glauben Sie, dass es
mir schwer fallen würde, hunderttausend
Slowaken zu einer Großkundgebung in
ein Stadion zu bekommen? Das würde
mir sehr leichtfallen. Aber das ist nicht
der Weg zur Lösung der Probleme, ich
würde das nie tun. Angehörige der „Unga-
rischen Garde“ sind mehrmals unifor-
miert auf slowakisches Territorium vorge-
drungen. Zu einem Fußballspiel zwi-
schen zwei slowakischen Klubs der Unter-
liga in Dunajska Streda reisten aus Un-
garn die Fans von zwei sonst verfeinde-
ten ungarischen Klubs mit ungarischen
Fahnen, mit Ketten, Böllern und Schlag-
stöcken an und brüllten ungarische Lo-
sungen. Glauben Sie, dass die wegen des
Fußballspiels gekommen sind? Als die
Polizei einschritt, hieß es, sie sei gegen
Ungarn vorgegangen. In Wirklichkeit
ging sie gegen Rowdies vor. In diesen Ta-
gen gab es einen Anschlag auf den slowa-
kischen Botschafter in Budapest, die slo-
wakische Fahne wurde vor dem Bot-
schaftsgebäude verbrannt, ich könnte
noch zahlreiche andere Exzesse dieser
Art erwähnen. Nichts davon hat es in der
Slowakei gegeben. Aber wie lange halten
es die Slowaken aus, nicht zu reagieren?

Béla Bugár, ein Politiker der ungari-
schen Minderheit, hat vorgeschlagen, ei-
nen von beiden Seiten respektierten Ver-
mittler um Hilfe zu bitten, er nannte den
österreichischen Bundeskanzler.

Ich sehe nicht, wie das zu einer Lösung
führen könnte, solange Forderungen
nach einer Revision des Vertrages von
Trianon erhoben werden. Wir müssen
einsehen, dass solche Forderungen nicht
gut sind, nicht für die Slowaken, nicht für
die Ungarn, nicht für Europa.

War die Hoffnung eine Illusion, dass na-
tionale Konflikte durch den Abbau der
Grenzen in der EU überwunden werden
könnten?

Schengen löste die politischen Gren-
zen auf, aber nicht die geographischen.
Wir können uns frei bewegen, aber wir
müssen die territorialen Gegebenheiten
respektieren. Während des Nato-Gipfels
in Bukarest hat der sogenannte Rat der
Ungarn des Karpatenbeckens einen offe-
nen Brief an die Allianz veröffentlicht,
der die Kosovo-Lösung als Modell für das
21. Jahrhundert anpreist. Darin hieß es,
dass die Nato aus sicherheitspolitischen
Gründen die Unterstützung von autono-
mistischen Bestrebungen von Minderhei-
ten erwägen sollte, die auf friedlichem
Weg nach dem Athisaari-Plan erfolgen.
Achten Sie darauf: Die Nato wird um Hil-
fe gebeten, da geht es nicht um humanitä-
re Hilfe, da geht es um Panzer, Flugzeuge
und Bomben. Man darf nicht leichtfertig
mit Worten umgehen, das sind Dinge, die
man nicht unterschätzen darf.
Die Fragen an den slowakischen Präsidenten
stellte Karl-Peter Schwarz.

Herr Präsident, in der EU findet sich
kein zweites Staatenpaar, das so schlech-
te Beziehungen zueinander hat wie der-
zeit die Slowakei und Ungarn. Wer ist
daran schuld?

Die Verschlechterung dieses Verhält-
nisses betrübt mich sehr. Ich habe mich
immer für gute Beziehungen zu allen
Nachbarn einschließlich der Slowakei ein-
gesetzt. Ich glaube, die Schuldfrage ist
auch nicht das Wesentliche. Trotzdem
können wir, um eine Lösung zu finden,
nach den Ursachen für die Verschlechte-
rung der Beziehungen forschen. Diese
Verschlechterung hatte mehrere Statio-
nen, seit der slowakische Ministerpräsi-
dent die Koalition mit der extremisti-
schen Nationalpartei geschlossen hat.
Seither wurden mehr oder weniger sym-
bolische Akte des Staates vorgenommen,
welche die Lage und das Wohlbefinden
der slowakischen Staatsbürger ungari-
scher Nationalität verschlechterten. Neh-
men Sie die Bekräftigung der Beneš-De-
krete. Oder den Gesetzesentwurf, wo-
nach geographische Namen in ungari-
schen Schulbüchern ausschließlich slowa-
kisch angegeben werden müssen. Dann
jetzt das Sprachgesetz. Dass ich am 21.
August nicht in die Slowakei einreisen
durfte, war aber auch nach all diesen Din-
gen eine Überraschung. Früher hatte ich
als ungarischer Präsident mehrmals den
Sankt-Stephan-Tag oder andere Gedenk-
tage ungehindert in der Slowakei feiern
können. Auch diesmal haben wir den Be-
such den Regeln gemäß vorbereitet. Ich
habe die Einladung der Stadt Komárom
zur Einweihung eines Denkmals von
Sankt Stephan im Juni dem slowakischen
Botschafter angezeigt. Anfang Juli ließ er
uns wissen, dass Präsident Gašparovič
am 20. August auf Auslandsurlaub ist. So
stellte sich die Frage eines Treffens von
vornherein nicht. Am 18. August lief die
gemeinsame technische Vorbereitung
des Besuchs in Komárom in vollem Ein-
verständnis mit dem slowakischen Au-
ßenministerium. Und am nächsten Mor-
gen kam es wie ein Schlag aus heiterem
Himmel. Ganz wie zu Zeiten Bresch-
news, ein leidenschaftsvoller offensiver
Artikel in der Pressburger Prawda. Dem
folgte eine Reihe von öffentlichen Erklä-
rungen von der Staatsspitze, also ohne di-
plomatische Kanäle, gleich in einem har-
schem Ton. Zu Beginn wurde mein Be-
such absichtliche Provokation genannt
und es folgten danach verschiedene Be-
schuldigungen bis zu „Missbrauch und
Beschmutzung des Sankt-Stephan-Ta-
ges“. Die oft erwähnte Parallele zwi-
schen meinem geplanten Besuch in Ko-
márom und dem Einmarsch der War-
schauer-Pakt-Staaten am 21. August
1968 ist für mich überhaupt nicht nach-
vollziehbar. Der Ministerpräsident erklär-
te, dass für eventuelle Aktionen von slo-
wakischen und ungarischen Extremisten,
Straßenkämpfe etwa, allein ich die Ver-
antwortung tragen würde. Diese Gefahr
wurde letztendlich die Begründung der
Einreiseverweigerung, obwohl in diesen
Tagen kein Zeichen der Mobilisierung
der Extremisten zu vernehmen war und
die Feierlichkeiten in Komárom in vol-
lem Frieden abgehalten wurden.

Sie sind zur Grenze gefahren, auch nach-
dem der slowakische Regierungschef
Fico Sie zur „unerwünschten Person“ er-
klärt hatte. War Ihnen nicht klar, dass
das die Sache weiter zuspitzen musste?

Hätte ich von meiner Reiseabsicht abge-
lassen, so hätte ich die Begründetheit die-
ser Vorwürfe anerkannt. Die Nachricht
vom Eintrittsverbot selbst hat uns im Wa-
gen erreicht, zehn Minuten vor dem Ein-
treffen in Komárom! Da erst hatten die
Slowaken die Note unserem Konsul ausge-
händigt. Dann erst konnten wir mit gro-
ßer Mühe per Fax eine Abschrift der Note
erhalten und sehen, worum es sich han-
delt. Ich hatte keine andere und würdige
Wahl, als bis zur Grenzlinie auf der Brü-
cke zu gehen und dort der Presse mitzutei-
len, was passiert ist. Die Presse wartete
nämlich auf mich an der slowakischen Sei-
te. Wie ich später erfuhr: Wäre ich weiter-
gegangen, hätte mich der slowakische Po-
lizeichef erwartet. Ich habe die Presse ge-
beten zu dokumentieren, dass auf der an-
deren Seite Ruhe herrscht, dass also nicht
Extremisten mich erwartet hätten.

Was sagen Sie zur Äußerung des slowa-
kischen Ministerpräsidenten Fico, wo-
nach Ihre beabsichtigte Teilnahme an
der Enthüllung des Stephan-Standbilds
die „Aufrichtung eines Zeichens ungari-
scher Staatlichkeit“ und also die „Verlet-
zung der Souveränität der Slowakei“ be-
deuten würde?

Das verstehe ich nicht. Wenn Sie in der
Slowakei herumkommen, so finden Sie in
sehr vielen, von Ungarn bewohnten Or-
ten eine Stephan-Statue. Sie stehen auch
für die gemeinsame Geschichte von Un-
garn und Slowaken. Es ging nicht um eine
Demonstration von ungarischer Staatlich-
keit. Das wollte ich auch in meiner Rede
in Komárom erklären – wie ich es am Tag
vorher, am 20. August, in meiner Rede in
Budapest zum Nationalfeiertag, dem Ste-
phanstag, getan habe. König Sankt Ste-
phan gab Anlass für die Klärung, wie
Staat und Nation zueinander stehen. Ich
begann damit, dass Ungarn zu Zeiten Ste-
phans ein Mehrvölkerstaat war und bis
heute geblieben ist. Und es kam in der Ge-
schichte des Öfteren vor, dass Ungarn au-
ßerhalb des Staates Ungarn lebten. Das
hat dem Umstand nicht geschadet, dass
die Gemeinschaft des Volkes eine kultu-
relle und sprachliche Einheit bildete. Die-

se Einheit möchten wir auch heute und in
der Zukunft erhalten. Es geht also nicht
um die staatliche, um die politische Nati-
on, sondern um eine sprachliche und be-
wusstseinsmäßige Einheit, die heute, Un-
garn inbegriffen, in acht Staaten existiert.
Das zu betonen bedeutet keinesfalls, ei-
nen Gebietsanspruch zu stellen. Sondern
es bedeutet, dass die Ungarn, die in den
Staaten außerhalb Ungarns leben, die
Rechte der Minderheiten genießen, dass
sie Kontakte zu Ungarn haben wollen –
und dass sie ihnen gewährt werden. Es
geht um ein gemeinsames kulturelles
Erbe, das uns verbindet und das wir wei-
terführen wollen. Es stimmt nicht, dass
sich die Ungarn mit den Grenzen nicht zu-
friedengäben. Die Revisionspolitik
herrschte zwischen den Weltkriegen. Heu-
te ist es einfach absurd, Ungarn revisionis-
tische Ziele zu unterstellen. Es ist klar,
dass die Ungarn dort, wo sie wohnen,
dem Staat gegenüber loyal sein und sich
integrieren müssen. Das betone ich in al-
len meinen Reden, die ich im Ausland –
auch fürs ungarische Publikum – zu die-
sen Themen gehalten habe. In dieser Regi-

on Europas können aber keine ethnisch
und sprachlich homogenen Nationalstaa-
ten gebildet werden. Auch die Slowakei
ist ein Vielvölkerstaat.

Nach Ihrem Treffen mit Präsident
Gašparovič im Dezember 2008 spra-
chen Sie von einem „aufrichtigen und of-
fenen Dialog“. Was führte dazu, dass
jetzt so gut wie gar kein Dialog mehr
stattfindet?

Es gab damals Spannungen wegen des
Gebrauchs von Ortsnamen in Schulbü-
chern für die ungarische Minderheit. Ich
bat meinen Kollegen, das Gesetz, das
letztendlich, und gegen den Wunsch der
slowakischen Nationalisten, eine zwei-
sprachige Schreibweise bestimmte, zu un-
terzeichnen. Er war für den Dialog sehr
aufgeschlossen, aber im Praktischen ver-
weigerte er doch seine Unterschrift.

Über das am 1. September in der Slowa-
kei in Kraft getretene Sprachgesetz wird
heftig gestritten. Warum?

Mir liegt die Stellungnahme des Insti-
tuts für Linguistik der Ungarischen Aka-
demie der Wissenschaften vor. Sie ist von
mehr als hundert Wissenschaftlern aus
der ganzen Welt unterzeichnet. Zwei an-
dere Institute der Akademie der Wissen-
schaften haben auch Gutachten erstellt.
Im Detail kann ich hier nicht alle Feststel-
lungen anführen. Aber eines kann festge-
halten werden, hier geht es um eine ekla-
tante Verschlechterung der Möglichkeit
des Gebrauchs der Minderheitenspra-
chen in der Slowakei. Dies stellt eine Ver-
letzung zweiseitiger und multilateraler
Abkommen dar. Das erzeugt Unsicher-
heit, denn man wagt nicht, eine Minder-
heitensprache zu sprechen. Wenn aber
die Minderheitensprache, unter anderem
Ungarisch, quasi nurmehr als Küchen-
sprache gebraucht werden darf, dann kön-
nen die Qualität und Niveau der Minder-
heitensprachen nicht erhalten werden.

Was können Sie und der slowakische
Präsident tun, um das Verhältnis zu ent-
krampfen?

Es gibt eine politische Seite und eine
rechtliche. Was die rechtliche betrifft, so
muss zunächst Klarheit geschaffen werden.
Ich muss mit Bedauern feststellen, dass das
Recht der Europäischen Union verletzt
wurde. Die Begründung, mit der mir die
Einreise verweigert wurde, entspricht
nicht den sehr genau und eng definierten
Ausnahmen, wann einem das freie Passie-
ren einer Schengen-Grenze untersagt wer-
den kann. Materiell wie verfahrensrecht-
lich war das eine Verletzung des Grund-
rechts, das die EU ihrem Bürger gewährt:
das der freien Bewegung. Dieser Rechts-
bruch muss geklärt und festgestellt werden,
um ähnlichen Vorkommnissen vorzubeu-
gen. Daher muss die Möglichkeit eines Ver-
tragsverletzungsverfahrens vor dem Euro-
päischen Gerichtshof erwogen werden.

Sollte sich die EU auch politisch mit die-
sem Streit befassen?

Ja, diese Sache gehört vor die Europäi-
sche Union. Die Europäische Union ist

bereits keine Gemeinschaft für Kohle
und Stahl, sondern auch eine für die Frei-
heitsrechte der Unionsbürger stehende
Wertegemeinschaft. Über die Rechtsver-
letzung hinaus führt dieser Fall zu weite-
ren grundlegenden Themen. Der Fall pas-
sierte in den Tagen, als wir die Öffnung
der ungarischen Grenze Richtung Wes-
ten, die Ausreise der DDR-Bürger, feier-
ten. Dies ist das symbolträchtige Jubilä-
um, nicht 1968! Seither wurden die Staa-
ten des Sowjetblocks Mitglieder der EU,
entfielen die Grenzstationen. Wir müs-
sen darauf achten, dass keine neuen
Grenzen entstehen, weder für den Ge-
brauch der Muttersprache, noch für die
ungehinderte Bewegung von Personen.
Die Union kann nicht in die andere Rich-
tung schauen, wenn in einem ihrer Mit-
gliedstaaten die Benutzung der Mutter-
sprache beschränkt und sogar bestraft
wird. Die Europäische Union setzt sich
aus vielerlei Gemeinschaften zusammen.
Es ist ihre Berufung, die Union aller Ge-
meinschaften europäischer Bürger, nicht
nur der Staaten, sondern auch der Regio-
nen und der ethnisch-sprachlich-kulturel-
len Gemeinschaften, also auch die Union
der Kulturnationen zu sein. Dieser Streit
hier zwischen der Slowakei und Ungarn
spielt sich nicht im Hinterhof ab, wir sind
doch in der Mitte Europas.

Die Regierungschefs Fico und Bajnai
wollen Mitte September zusammenkom-
men. Wird es auch ein Treffen zwischen
Ihnen und Gašparovič geben?

Wir jedenfalls sind daran interessiert,
dass ein Dialog entsteht, erwarten aber
eine Erklärung dafür, was passiert ist. Bis
dahin sehe ich die Möglichkeit eines bila-
teralen Treffens nicht als zeitgemäß an.
Dies bedeutet freilich nicht, dass wir uns
bei multilateralen Treffen nicht sehen
würden.
Die Fragen an das ungarische Staatsoberhaupt

stellte Reinhard Olt.

Die Staatspräsidenten der Slowakei und Ungarns im Gespräch mit der F.A.Z.

D ie Beziehungen zwischen der Slowakei und Ungarn sind schlecht wie
lange nicht. Zuletzt verweigerte Pressburg dem ungarischen Staatsober-
haupt die Einreise. Das hat es unter EU-Mitgliedern noch nicht gegeben.

Wie konnte es so weit kommen? Wie lassen sich die Streitigkeiten beilegen?
Die Präsidenten beider Staaten stehen dieser Zeitung Rede und Antwort.

„Das war eine Provokation“„Das ist ein Rechtsbruch“

Der slowakische Präsident Ivan Gašparovič  Fotos Helmut FrickeDer ungarische Präsident László Sólyom


